
Pflicht der Staatlichen Versicherung gegenüber dem 
Bürger künftig große praktische Bedeutung haben. 
Diese umfassende Pflicht schließt ein, daß der Bürger 
über seine Rechte und Pflichten exakt aufgeklärt und 
insbesondere auch präzise auf die anzeigepflichtigen 
Umstände hingewiesen wird. Die Vertreter der Staat­
lichen Versicherung müssen also den Antragstellern die 
Fragen in den Formularen inhaltlich erläutern und sich 
davon überzeugen, daß die Antragsteller den Inhalt der 
Fragen richtig verstanden haben. Auf diese Erläute­
rungen muß der Bürger dann auch vertrauen können, 
und die Staatliche Versicherung muß Erklärungen, die 
ihre Vertreter bei dieser Gelegenheit abgegeben haben, 
grundsätzlich gegen sich gelten lassen.
Der Beratungspflicht der Staatlichen Versicherung ent­
sprechen die Anzeige- und die Mitwirkungspflicht des 
Versicherungsnehmers und des Versicherten. Nach § 252 
Abs. 2 ZGB sind der Versicherungseinrichtung unver­
züglich alle Umstände mitzuteilen, auf deren Anzeige­
pflicht hingewiesen wurde. Der Antragsteller hat also 
nach § 6 der gegenwärtig geltenden Allgemeinen Be­
dingungen für die Lebensversicherung über die ihm 
bekannten Umstände zu informieren, die für die Über­
nahme des Risikos durch die Staatliche Versicherung 
erheblich sind. Die Anzeigepflicht erstreckt sich nur auf 
Umstände, die dem Antragsteller tatsächlich bekannt 
sind, nicht aber auf solche, über die er sich erst Kennt­
nis hätte verschaffen können oder müssen.
Verletzt der Antragsteller schuldhaft seine Anzeige­
pflicht beim Vertragsabschluß, dann kann die Staat­
liche Versicherung gemäß § 260 Abs. 2 ZGB innerhalb 
eines Monats seit Kenntnis der Pflichtverletzung vom 
Vertrag zurücktreten, wenn nach den der Versiche­
rungseinrichtung nicht angezeigten Gefahrenumständen 
entsprechend den Versicherungsbedingungen und Ta­
rifen Versicherungsschutz nicht gewährt werden 
kann.
2. Die Frage, welche anzeigepflichtigen Umstände dem 
Antragsteller beim Abschluß eines Lebensversiche­
rungsvertrages b e k a n n t  sind, berührt weitere Pro­
bleme der Aufklärungs- und Schweigepflicht des Arztes 
im Bereich des Zivilrechts, die für die vorstehende Ent­
scheidung allerdings ohne Bedeutung waren.
Inhalt und Umfang der Aufklärung eines Patienten ist 
ein im medizinischen Bereich liegendes Problem, denn 
es obliegt ausschließlich dem Arzt, darüber zu befinden, 
welche konkrete Mitteilung über seine Krankheit dem 
Patienten dienlich ist oder welche ihn ohne Notwendig­
keit belastet. Der Arzt muß entscheiden, welches Maß 
an Aufklärung der Patient vertragen kann.
Die zivilrechtlichen, arbeitsrechtlichen und mitunter 
auch prozeßrechtlichen Auswirkungen der ärztlichen 
Aufklärungs- und Schweigepflicht durch umschriebene 
Diagnosen oder Prognosen sind bisher in der Literatur 
nicht erörtert worden, obwohl solche Fälle, wie sich aus 
dem vorstehenden Urteil ergibt, in der gerichtlichen 
Praxis durchaus nicht selten sind. Durch umschriebene 
oder gewollt undeutlich gehaltene Diagnosen ergeben 
sich aus falschen Vorstellungen der Beteiligten Kon­
flikte, und zwar nicht nur bei den Patienten, sondern 
auch bei Dritten, ohne daß, daraus dem Arzt allerdings 
ein Vorwurf zu machen wäre.
Im Hinblick auf die Konsequenzen ist m. E. zwischen 
der Aufklärungspflicht des Arztes gegenüber seinem 
Patienten und der Schweigepflicht des Arztes anderen 
Bürgern gegenüber zu unterscheiden. Beruft sich ein 
über seine Krankheit aufgeklärter Patient z. B. auf den 
Inhalt einer ärztlichen Bescheinigung, welche die 
Krankheit nur undeutlich angibt, dann können daraus 
nur Konsequenzen für den Patienten erwachsen. So 
wurde in einem Fall eine Geschlechtskrankheit vom 
Arzt nach außen als Harnwegentzündung deklariert. 
Die letztgenannte Krankheit stand der Begründung 
eines Arbeitsrechtsverhältnisses nicht entgegen, wohl 
aber eine Geschlechtskrankheit, über die der Patient 
unterrichtet war.
Schwieriger dagegen ist die Frage der Verantwortlich­
keit für die Folgen zu beantworten, wenn der Patient 
nur begrenzt aufgeklärt worden ist und Rechtshandlun­
gen vornimmt oder unterläßt, die er bei voller Kennt­

nis seiner Krankheit nicht vorgenommen oder nicht 
unterlassen hätte. So wurde von einem Kläger ein An­
spruch auf Schmerzensgeld erhoben, obwohl er sich bei 
einem Verkehrsunfall lediglich einige Prellungen zu­
gezogen hatte. Er war aber nach dem Unfall wochen­
lang im Krankenhaus gewesen und führte diesen 
Aufenthalt auf den Verkehrsunfall zurück. In Wirklich­
keit bestand aber zwischen dem Unfall und dem Kran­
kenhausaufenthalt kein ursächlicher Zusammenhang. 
Der Kläger litt an Lungenkrebs, was ihm nicht gesagt 
worden war. Die von ihm erhobene' Klage wurde auf 
seine Kosten abgewiesen; bei Kenntnis der Sachlage 
hätte er sie sicherlich nicht erhoben.
Verschiedentlich bringt auch die vom Patienten erklärte 
Befreiung von der Schweigepflicht Ärzte in schwierige 
Situationen, so z. B. wenn während der Verhandlung 
der Patient, dem nur eine begrenzte Aufklärung zuteil 
werden soll, anwesend ist. Das war bei einem chroni­
schen Alkoholiker ohne reale Heilungschancen der Fall. 
Dabei können nur Fingerspitzengefühl im Umgang zwi­
schen Arzt und Richter helfen, um nicht durch unge­
schickte Fragestellung eine medizinischerseits gebotene 
Zurückhaltung wirkungslos zu machen.
Bei dem hier erörterten Problem geht es um die zivil- 
rechtliche oder arbeitsrechtliche Absicherung des Arztes 
oder der Gesundheitseinrichtung vor Schadenersatzan­
sprüchen oder zumindest um die Freistellung von Vor­
würfen unerwünschter Nebenwirkungen der Aufklä­
rungs- und Schweigepflicht. Deshalb wäre es wün­
schenswert, wenn hierzu eine entsprechende Orientie­
rung gegeben werden könnte.

Werner Q u e s s e l,
Richter am Bezirksgericht Potsdam

§ 3 Abs. 2 VereinfVO.
Die Festlegung von Ratenzahlungen ist von den konkre­
ten Umständen des jeweiligen Einzelfalls abhängig. Sie 
ist auf eine einfache und effektive Durchsetzung der be­
rechtigten Forderungen des Gläubigers gerichtet und 
stellt keinesfalls nur eine Schutzmaßnahme für den 
Schuldner dar.
BG Schwerin, Urteil vom 5. September 1975 — BCB 
23 /75.
Der Verklagte hat von der Klägerin am 16. und 26. Ok­
tober 1971 zwei Darlehen von 4 000 M und 6 000 M er­
halten, die binnen zwdi Jahren zurückgezahlt werden 
sollten.
Die Klägerin hat vorgetragen, der Verklagte sei trotz 
Fälligkeit der Darlehen und einer entsprechenden Auf­
forderung zur Rückzahlung seiner Verpflichtung nicht 
nachgekommen. Mit den vom Verklagten angebotenen 
Ratenzahlungen könne sie sich nicht einverstanden er­
klären. Sie hat daher beantragt, den Verklagten zu 
verurteilen, an sie 10 000 M zu zahlen.
Der Verklagte hat die Klageforderung anerkannt und 
beantragt, ihm monatliche Ratenzahlungen von 100 M zu 
gewähren, weil seine finanziellen Verhältnisse höhere 
Raten nicht zuließen.
Das Kreisgericht hat den Verklagten zur Zahlung von 
10 000 M an die Klägerin verurteilt. Es hat zur Begrün­
dung ausgeführt, daß die Gewährung von Zahlungs­
erleichterungen unter Berücksichtigung des ungenügen­
den Bemühens des Verklagten zur vereinbarungsgemä­
ßen Erfüllung seiner Verpflichtung und seiner Ver­
mögensverhältnisse den berechtigten Interessen der 
Klägerin widerspreche. Ihr würde damit die Möglich­
keit genommen, ihre Forderung im Wege der Zwangs­
vollstreckung schneller und wirksamer durchzusetzen. 
Gegen diese Entscheidung hat der Verklagte Berufung 
eingelegt, mit der er erneut die Gewährung von Raten­
zahlungen in Höhe von monatlich 100 M begehrt.
Die Berufung hatte keinen Erfolg.
Aus den G r ü n d e n :
Das Kreisgericht hat das Anerkenntnis des Verklagten 
als ein Nichtbestreiten der Forderung gewertet und ihn 
deshalb zutreffend zur Rückzahlung des Darlehens ver­
urteilt. Zu Recht hat es auch dem Verlangen des Ver-
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